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umfassendes Spezialsortiment im Bereich Recht, Steuern und Wirtschaft mit rund
700.000 lieferbaren Fachbuchtiteln.



12. die Wasserversorgung,
13. die Aufbewahrung und Beseitigung von Abwässern, die Aufbewahrung und

Entsorgung von Abfällen sowie die Löschwasserrückhaltung,
14. die notwendigen Einstellplätze,
15. die Zu- und Abfahrten,
16. die Grünstreifen, die Baumpflanzungen und andere Pflanzungen sowie die

Begrünung oder die Beseitigung von Halden und Gruben,
17. den Blitzschutz,
18. die erforderliche Gasdichtigkeit,
19. den Umfang, den Inhalt und die Anzahl der Bauvorlagen, insbesondere eines

Brandschutzkonzepts,
20. die Bestellung und die Qualifikation der Bauleiterin oder des Bauleiters und

der Fachbauleiterin oder des Fachbauleiters,
21. die Bestellung und die Qualifikation einer oder eines Brandschutzbeauftragten.

Siebter Teil. Verantwortliche Personen

§ 521) Bauherrin und Bauherr. (1) Die Bauherrin oder der Bauherr ist dafür
verantwortlich, dass die von ihr oder ihm veranlasste Baumaßnahme dem öffent-
lichen Baurecht entspricht.

(2) 1Die Bauherrin oder der Bauherr einer nicht verfahrensfreien Baumaßnah-
me hat zu deren Vorbereitung, Überwachung und Ausführung verantwortliche
Personen im Sinne der §§ 53 bis 55 zu bestellen, soweit sie oder er nicht selbst die
Anforderungen nach den §§ 53 bis 55 erfüllt oder erfüllen kann. 2 Ihr oder ihm
obliegt es außerdem, die nach den öffentlich-rechtlichen Vorschriften erforderli-
chen Anträge zu stellen, Anzeigen zu machen und Nachweise zu erbringen. 3Die
Bauherrin oder der Bauherr hat zu den verwendeten Bauprodukten und den
angewandten Bauarten die erforderlichen Nachweise über die Erfüllung der An-
forderungen dieses Gesetzes oder aufgrund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften
bereitzuhalten. 4Zu Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung nach der Verord-
nung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist die Leistungserklärung bereitzuhalten. 5Die
Bauherrin oder der Bauherr hat vor Baubeginn den Namen der Bauleiterin oder
des Bauleiters und während der Bauausführung einen Wechsel dieser Person der
Bauaufsichtsbehörde unverzüglich schriftlich mitzuteilen. 6Wechselt die Bauherrin
oder der Bauherr, so hat die neue Bauherrin oder der neue Bauherr dies der
Bauaufsichtsbehörde unverzüglich schriftlich mitzuteilen.

(3) 1Liegen Tatsachen vor, die besorgen lassen, dass eine nach Absatz 2 Satz 1
bestellte Person nicht den jeweiligen Anforderungen der §§ 53 bis 55 genügt, so
kann die Bauaufsichtsbehörde verlangen, dass die Bauherrin oder der Bauherr sie
durch eine geeignete Person ersetzt oder geeignete Sachverständige heranzieht.
2Die Bauaufsichtsbehörde kann die Bauarbeiten einstellen lassen, bis die Bauherrin
oder der Bauherr ihrer Aufforderung nachgekommen ist.

(4) Die Bauaufsichtsbehörde kann verlangen, dass ihr für bestimmte Arbeiten
die Unternehmerinnen und Unternehmer benannt werden.

1) § 52 Abs. 2 Sätze 3 und 4 eingef., bish. Sätze 3 und 4 werden Sätze 5 und 6, neuer Satz 5 geänd.
mWv 1.1.2019 durch G v. 12.9.2018 (Nds. GVBl. S. 190).
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§ 531) Entwurfsverfasserin und Entwurfsverfasser. (1) 1Die Entwurfsverfas-
serin oder der Entwurfsverfasser ist dafür verantwortlich, dass der Entwurf für die
Baumaßnahme dem öffentlichen Baurecht entspricht. 2Zum Entwurf gehören die
Bauvorlagen, bei Baumaßnahmen nach den §§ 62 und 63 einschließlich der
Unterlagen, die nicht eingereicht werden müssen, und die Ausführungsplanung,
soweit von dieser die Einhaltung des öffentlichen Baurechts abhängt.

(2) 1Die Entwurfsverfasserin oder der Entwurfsverfasser muss über die Fach-
kenntnisse verfügen, die für den jeweiligen Entwurf erforderlich sind. 2Verfügt sie
oder er auf einzelnen Teilgebieten nicht über diese Fachkenntnisse, so genügt es,
wenn die Bauherrin oder der Bauherr insoweit geeignete Sachverständige bestellt.
3Diese sind ausschließlich für ihre Beiträge verantwortlich; die Entwurfsverfasserin
oder der Entwurfsverfasser ist nur dafür verantwortlich, dass die Beiträge der Sach-
verständigen dem öffentlichen Baurecht entsprechend aufeinander abgestimmt und
im Entwurf berücksichtigt werden.

(3) 1Bauvorlagen für eine nicht verfahrensfreie Baumaßnahme müssen von einer
Entwurfsverfasserin oder einem Entwurfsverfasser unterschrieben sein, die oder
der bauvorlageberechtigt ist. 2Bauvorlageberechtigt ist, wer
1. die Berufsbezeichnung „Architektin“ oder „Architekt“ führen darf,
2. in die von der Architektenkammer Niedersachsen geführte Liste der Entwurfs-

verfasserinnen und Entwurfsverfasser der Fachrichtung Architektur eingetragen
ist,

3. in der von der Ingenieurkammer Niedersachsen geführten Liste der Entwurfs-
verfasserinnen und Entwurfsverfasser (§ 19 des Niedersächsischen Ingenieurge-
setzes – NIngG –) oder in einem entsprechenden Verzeichnis in einem anderen
Land eingetragen oder diesen Personen nach § 20 NIngG gleichgestellt ist,

4. die Berufsbezeichnung „Ingenieurin“ oder „Ingenieur“ in der Fachrichtung
Architektur, Hochbau oder Bauingenieurwesen führen darf, danach mindestens
zwei Jahre in dieser Fachrichtung praktisch tätig gewesen und Bedienstete oder
Bediensteter einer juristischen Person des öffentlichen Rechts ist, für die dienst-
liche Tätigkeit oder

5. die Berufsbezeichnung „Innenarchitektin“ oder „Innenarchitekt“ führen darf,
für die mit der Berufsaufgabe der Innenarchitektin und des Innenarchitekten
verbundenen baulichen Änderungen von Gebäuden.

(4) Bauvorlageberechtigt für eine genehmigungsbedürftige Baumaßnahme ist
auch, wer
1. die Berufsbezeichnung „Landschaftsarchitektin“ oder „Landschaftsarchitekt“

führen darf, wenn die Baumaßnahme mit der Berufsaufgabe der Landschafts-
architektin und des Landschaftsarchitekten verbunden ist,

2. Meisterin oder Meister des Maurer-, des Betonbauer- oder des Zimmerer-
Handwerks oder diesen nach § 7 Abs. 3, 7 oder 9 der Handwerksordnung
gleichgestellt ist, wenn Handwerksmeisterinnen und Handwerksmeister die
Baumaßnahme aufgrund ihrer beruflichen Ausbildung und Erfahrung entwerfen
können,

1) § 53 Abs. 3 Satz 2 Nr. 3 neu gef., Nr. 4 geänd., Nr. 5 angef., Abs. 4–8 neu gef. mWv 30.9.2017 durch
G v. 25.9.2017 (Nds. GVBl. S. 322).

30

1 NBauO § 53 Bauordnung



3. staatlich geprüfte Technikerin oder staatlich geprüfter Techniker der Fachrich-
tung Bautechnik mit Schwerpunkt Hochbau ist, in gleichem Umfang wie die in
Nummer 2 genannten Personen, oder

4. in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem durch Ab-
kommen gleichgestellten Staat einen Ausbildungsnachweis erworben hat, der
aufgrund einer schulrechtlichen Rechtsvorschrift als gleichwertig mit dem Ab-
schluss zur staatlich geprüften Technikerin oder zum staatlich geprüften Tech-
niker der Fachrichtung Bautechnik mit Schwerpunkt Hochbau anerkannt ist, in
gleichem Umfang wie die in Nummer 2 genannten Personen.

(5) 1Bauvorlageberechtigt für eine genehmigungsbedürftige Baumaßnahme ist
in gleichem Umfang wie die in Absatz 4 Nr. 2 genannten Personen auch, wer in
einem Mitgliedstaat der Europäischen Union, einem anderen Vertragsstaat des
Abkommens über den Europäischen Wirtschaftsraum oder einem durch Abkom-
men gleichgestellten Staat zur Erbringung von Entwurfsdienstleistungen nach
Absatz 4 Nr. 2 oder 3 rechtmäßig niedergelassen ist, diesen Beruf im Rahmen des
europäischen Dienstleistungsverkehrs nur vorübergehend und gelegentlich in Nie-
dersachsen ausübt und die Erbringung der Dienstleistung nach Maßgabe der
Absätze 6 und 7 bei der Ingenieurkammer angezeigt hat. 2Wenn weder der Beruf
noch die Ausbildung zu dem Beruf im Niederlassungsstaat reglementiert ist, gilt
Satz 1 nur dann, wenn der Beruf in einem oder mehreren der in Satz 1 genannten
Staaten während der vergangenen zehn Jahre ein Jahr lang ausgeübt wurde. 3Der
vorübergehende und gelegentliche Charakter der Berufsausübung wird insbeson-
dere anhand von Dauer, Häufigkeit, regelmäßiger Wiederkehr und Kontinuität
der Berufsausübung in Niedersachsen beurteilt.

(6) 1Wer erstmals eine Dienstleistung gemäß Absatz 5 in Niedersachsen erbrin-
gen will, hat dies der Ingenieurkammer vorher schriftlich anzuzeigen, es sei denn,
dass sie oder er sich bereits in einem anderen Bundesland gemeldet hat. 2Das
Verfahren kann auch über eine einheitliche Stelle nach den Vorschriften des Ver-
waltungsverfahrensgesetzes und des Niedersächsischen Gesetzes über Einheitliche
Ansprechpartner abgewickelt werden. 3Mit der Anzeige sind vorzulegen:
1. eine Bescheinigung darüber, dass die Dienstleisterin oder der Dienstleister in

einem in Absatz 5 Satz 1 genannten Staat zur Erbringung von Entwurfsdienst-
leistungen nach Absatz 4 Nr. 2 oder 3 rechtmäßig niedergelassen ist, und
darüber, dass ihr oder ihm die Ausübung des Berufs nicht, auch nicht vorüber-
gehend, untersagt ist,

2. ein Berufsqualifikationsnachweis und
3. für den Fall, dass weder der Beruf noch die Ausbildung zu dem Beruf in dem

Niederlassungsstaat reglementiert ist, ein Nachweis darüber, dass der Beruf in
einem oder mehreren der in Absatz 5 Satz 1 genannten Staaten während der
vergangenen zehn Jahre mindestens ein Jahr lang ausgeübt wurde.

4Das Verfahren kann abweichend von den Sätzen 1 und 3 elektronisch geführt
werden, soweit Unterlagen in einem Mitgliedstaat der Europäischen Union oder
in einem anderen Vertragsstaat des Abkommens über den Europäischen Wirt-
schaftsraum ausgestellt oder anerkannt wurden. 5 Im Fall begründeter Zweifel an
der Echtheit der nach Satz 4 übermittelten Unterlagen und soweit unbedingt
geboten, kann sich die Ingenieurkammer an die zuständige Behörde des Staates
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wenden, in dem die Unterlagen ausgestellt oder anerkannt wurden, und die
Dienstleisterin oder den Dienstleister auffordern, beglaubigte Kopien vorzulegen.

(7) 1 Ist seit der letzten Anzeige ein Jahr vergangen und beabsichtigt die Dienst-
leisterin oder der Dienstleister weiterhin, Dienstleistungen gemäß Absatz 5 in
Niedersachsen zu erbringen, so hat sie oder er dies der Ingenieurkammer anzuzei-
gen. 2Hat sich die in den bisher vorgelegten Dokumenten bescheinigte Situation
wesentlich geändert, so hat die Dienstleisterin oder der Dienstleister dies unter
Vorlage der entsprechenden Dokumente anzuzeigen. 3Absatz 6 Sätze 2, 4 und 5
gilt entsprechend.

(8) 1Die Ingenieurkammer bestätigt auf Antrag, dass die Anzeige nach Absatz 6
oder 7 erfolgt ist. 2 Sie kann das Tätigwerden als Entwurfsverfasserin oder Ent-
wurfsverfasser untersagen, wenn die Voraussetzungen der Absätze 5 bis 7 nicht
erfüllt sind.

(9) Die Beschränkungen der Absätze 3 bis 8 gelten nicht für Bauvorlagen
1. zu Entwürfen, die üblicherweise von Fachkräften mit anderer Ausbildung als

nach den Absätzen 3 bis 8 verfasst werden, wie Entwürfe für Werbeanlagen und
Behälter,

2. zu Entwürfen einfacher Art, wenn ein Nachweis der Standsicherheit nicht
erforderlich ist,

3. für Stützmauern sowie selbständige Aufschüttungen und Abgrabungen.

§ 541) Unternehmerinnen und Unternehmer. (1) 1 Jede Unternehmerin und
jeder Unternehmer ist dafür verantwortlich, dass ihre oder seine Arbeiten dem
öffentlichen Baurecht entsprechend ausgeführt und insoweit auf die Arbeiten
anderer Unternehmerinnen und Unternehmer abgestimmt werden. 2 Sie oder er
hat zu den verwendeten Bauprodukten und den angewandten Bauarten die er-
forderlichen Nachweise über die Erfüllung der Anforderungen dieses Gesetzes
oder aufgrund dieses Gesetzes erlassener Vorschriften zu erbringen und auf der
Baustelle bereitzuhalten. 3Zu Bauprodukten, die die CE-Kennzeichnung nach der
Verordnung (EU) Nr. 305/2011 tragen, ist die Leistungserklärung bereitzuhalten.

(2) 1Die Unternehmerin oder der Unternehmer muss über die für ihre oder
seine Arbeiten erforderlichen Fachkenntnisse, Fachkräfte und Vorrichtungen ver-
fügen. 2Erfordern Arbeiten außergewöhnliche Fachkenntnisse oder besondere
Vorrichtungen, so kann die Bauaufsichtsbehörde vorschreiben,
1. dass die Unternehmerin oder der Unternehmer bei den Arbeiten nur Fachkräfte

mit bestimmter Ausbildung oder Erfahrung einsetzen darf,
2. dass sie oder er bei den Arbeiten bestimmte Vorrichtungen zu verwenden hat

und
3. wie sie oder er die Erfüllung der Anforderungen nach den Nummern 1 und 2

nachzuweisen hat.

§ 55 Bauleiterin und Bauleiter. (1) 1Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat
darüber zu wachen, dass die Baumaßnahme entsprechend den öffentlich-recht-
lichen Anforderungen durchgeführt wird, und die dafür erforderlichen Weisungen
zu erteilen. 2 Sie oder er hat im Rahmen dieser Aufgabe auf den sicheren bautech-

1) § 54 Abs. 1 Satz 2 neu gef., Satz 3 angef. mWv 1.1.2019 durch G v. 12.9.2018 (Nds. GVBl. S. 190).
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nischen Betrieb der Baustelle, insbesondere auf das gefahrlose Ineinandergreifen
der Arbeiten der Unternehmerinnen und Unternehmer zu achten. 3Die Verant-
wortlichkeit der Unternehmerinnen und Unternehmer bleibt unberührt.

(2) 1Die Bauleiterin oder der Bauleiter muss über die für die Aufgabe erforder-
lichen Fachkenntnisse verfügen. 2Verfügt sie oder er auf einzelnen Teilgebieten
nicht über die erforderlichen Fachkenntnisse, so ist eine geeignete Fachbauleiterin
oder ein geeigneter Fachbauleiter zu bestellen. 3Die bestellte Person übernimmt
für die Teilgebiete die Aufgaben der Bauleiterin oder des Bauleiters nach Absatz 1.
4Die Bauleiterin oder der Bauleiter hat ihre oder seine Tätigkeit mit der Tätigkeit
der Fachbauleiterin oder des Fachbauleiters abzustimmen.

§ 561) Verantwortlichkeit für den Zustand der Anlagen und Grundstücke.
1Die Eigentümer sind dafür verantwortlich, dass Anlagen und Grundstücke dem

öffentlichen Baurecht entsprechen. 2Erbbauberechtigte treten an die Stelle der
Eigentümer. 3Wer die tatsächliche Gewalt über eine Anlage oder ein Grundstück
ausübt, ist neben dem Eigentümer oder Erbbauberechtigten verantwortlich. 4 § 7
Abs. 3 des Niedersächsischen Gesetzes über die öffentliche Sicherheit und Ord-
nung gilt entsprechend.

Achter Teil. Behörden

§ 57 Bauaufsichtsbehörden. (1) 1Die Landkreise, die kreisfreien Städte und
die großen selbständigen Städte nehmen die Aufgaben der unteren Bauaufsichts-
behörde wahr; die Zuständigkeit der selbständigen Gemeinden wird ausgeschlos-
sen (§ 17 Satz 1 des Niedersächsischen Kommunalverfassungsgesetzes). 2Oberste
Bauaufsichtsbehörde ist das Fachministerium.

(2) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann auf Antrag die Aufgaben der unteren
Bauaufsichtsbehörde einer Gemeinde übertragen, wenn sie mindestens 30 000
Einwohnerinnen und Einwohner hat und die Voraussetzungen des Absatzes 4
erfüllt. 2Hat eine Gemeinde bis zum 31. Oktober 2012 die Aufgaben der unteren
Bauaufsichtsbehörde wahrgenommen oder sind ihr nach § 63a der Niedersächsi-
schen Bauordnung in der Fassung vom 10. Februar 2003 (Nds. GVBl. S. 89),
zuletzt geändert durch § 13 des Gesetzes vom 10. November 2011 (Nds. GVBl.
S. 415), diese Aufgaben für bestimmte bauliche Anlagen vor dem 1. November
2012 übertragen worden, so bleiben ihr diese Aufgaben übertragen. 3Die Über-
tragung kann in den Fällen der Sätze 1 und 2 widerrufen werden, wenn die
Gemeinde dies beantragt oder die Voraussetzungen des Absatzes 4 nicht erfüllt.
4 § 14 Abs. 4 Satz 1 und § 177 Abs. 1 des Niedersächsischen Kommunalverfas-
sungsgesetzes gelten sinngemäß.

(3) Die Aufgaben der unteren Bauaufsichtsbehörden gehören zum übertragenen
Wirkungskreis.

(4) 1Die Bauaufsichtsbehörden sind zur Durchführung ihrer Aufgaben ausrei-
chend mit geeigneten Fachkräften zu besetzen und mit den erforderlichen Ein-
richtungen auszustatten. 2Den Bauaufsichtsbehörden müssen Bedienstete angehö-
ren mit der Befähigung für die Laufbahn der Laufbahngruppe 2 der Fachrichtung
Technische Dienste, die die Voraussetzungen für den Zugang für das zweite
Einstiegsamt erfüllen oder eine von der obersten Dienstbehörde bestimmte lauf-

1) § 56 Satz 4 angef. mWv 1.1.2019 durch G v. 12.9.2018 (Nds. GVBl. S. 190).
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bahnrechtliche Qualifizierung erfolgreich durchlaufen haben. 3Die Bediensteten
nach Satz 2 müssen die erforderlichen Kenntnisse der Bautechnik, der Baugestal-
tung und des öffentlichen Baurechts haben. 4Ausnahmen von den Sätzen 2 und 3
kann die oberste Bauaufsichtsbehörde zulassen, wenn anderweitig sichergestellt ist,
dass die Aufgaben ordnungsgemäß wahrgenommen werden.

§ 581) Aufgaben und Befugnisse der Bauaufsichtsbehörden. (1) 1Die Bau-
aufsichtsbehörden haben, soweit erforderlich, darüber zu wachen und darauf hin-
zuwirken, dass Anlagen, Grundstücke und Baumaßnahmen dem öffentlichen
Baurecht entsprechen. 2 Sie haben in diesem Rahmen auch die Verantwortlichen
zu beraten.

(2) Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind zuständig, soweit nichts anderes
bestimmt ist.

(3) Die unteren Bauaufsichtsbehörden sind zuständig für die Ausübung der
Aufsicht über die bevollmächtigten Bezirksschornsteinfegerinnen und bevollmäch-
tigten Bezirksschornsteinfeger hinsichtlich der Wahrnehmung der ihnen nach § 40
Abs. 6 übertragenen Aufgaben und Befugnisse und der Einhaltung ihrer insoweit
bestehenden Pflichten.

(4) Die oberste Bauaufsichtsbehörde übt die Fachaufsicht über die unteren Bau-
aufsichtsbehörden aus.

(5) 1Die oberste Bauaufsichtsbehörde kann einzelne Befugnisse, die ihr nach
diesem Gesetz zustehen, auf andere Behörden des Landes übertragen. 2 Sie kann
außerdem widerruflich oder befristet die Zuständigkeit für
1. die Anerkennung von Prüf-, Zertifizierungs- und Überwachungsstellen (§ 24)

und
2. Ausführungsgenehmigungen für fliegende Bauten, Ausnahmen, Befreiungen

und Abweichungen für genehmigungsfreie fliegende Bauten und Gebrauchs-
abnahmen fliegender Bauten

auf eine Behörde, auch eines anderen Landes, oder eine andere Stelle oder Person
übertragen, die die Gewähr dafür bietet, dass die Aufgaben dem öffentlichen
Baurecht entsprechend wahrgenommen werden, und die der Aufsicht der obersten
Bauaufsichtsbehörde untersteht oder an deren Willensbildung die oberste Bauauf-
sichtsbehörde mitwirkt.

(6) Übertragungen nach Absatz 5 und § 57 Abs. 2 sind im Niedersächsischen
Ministerialblatt bekannt zu machen.

(7) Eine Fachaufsichtsbehörde kann anstelle einer nachgeordneten Behörde
oder einer Stelle tätig werden, wenn diese eine Weisung der Fachaufsichtsbehörde
innerhalb einer bestimmten Frist nicht befolgt oder wenn Gefahr im Verzuge ist.

(8) Ist die oberste Bauaufsichtsbehörde mangels örtlicher Zuständigkeit einer
unteren Bauaufsichtsbehörde zuständig, so kann sie ihre Zuständigkeit im Einzel-
fall einvernehmlich auf eine untere Bauaufsichtsbehörde übertragen.

(9) 1Bedienstete und sonstige Beauftragte der in den Absätzen 1 bis 5, 7 und 8
genannten Behörden und Stellen sowie die dort genannten Personen dürfen zur
Erfüllung ihrer Aufgaben Grundstücke und Anlagen einschließlich der Wohnun-
gen auch gegen den Willen der Betroffenen betreten. 2 Sind die Wohnungen in

1) § 58 Abs. 3 neu gef., Abs. 5 Satz 2 Nr. 1 geänd. mWv 1.1.2019 durch G v. 12.9.2018 (Nds. GVBl.
S. 190).
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Gebrauch genommen, so dürfen sie gegen den Willen der Betroffenen betreten
werden, wenn dies zur Abwehr einer erheblichen Gefahr für die öffentliche
Sicherheit erforderlich ist. 3Das Grundrecht der Unverletzlichkeit der Wohnung
nach Artikel 13 des Grundgesetzes wird insoweit eingeschränkt.

Neunter Teil. Genehmigungserfordernisse

§ 59 Genehmigungsvorbehalt. (1) Baumaßnahmen bedürfen der Genehmi-
gung durch die Bauaufsichtsbehörde (Baugenehmigung), soweit sich aus den §§ 60
bis 62, 74 und 75 nichts anderes ergibt.

(2) Vorschriften des Bundes- oder Landesrechts, nach denen behördliche Ent-
scheidungen eine Baugenehmigung einschließen, bleiben unberührt.

(3) 1Genehmigungsfreie und verfahrensfreie Baumaßnahmen müssen die An-
forderungen des öffentlichen Baurechts ebenso wie genehmigungsbedürftige Bau-
maßnahmen erfüllen, es sei denn, dass sich die Anforderungen auf genehmigungs-
bedürftige Baumaßnahmen beschränken. 2Genehmigungsvorbehalte in anderen
Vorschriften, namentlich im Niedersächsischen Denkmalschutzgesetz und im
städtebaulichen Planungsrecht, bleiben unberührt.

§ 60 Verfahrensfreie Baumaßnahmen, Abbruchanzeige. (1) 1Die im An-
hang genannten baulichen Anlagen und Teile baulicher Anlagen dürfen in dem
dort festgelegten Umfang ohne Baugenehmigung errichtet, in bauliche Anlagen
eingefügt und geändert werden (verfahrensfreie Baumaßnahmen). 2Verfahrensfreie
Baumaßnahmen sind auch die im Anhang genannten Baumaßnahmen.

(2) Verfahrensfrei ist auch
1. die Änderung der Nutzung einer baulichen Anlage, wenn das öffentliche Bau-

recht an die neue Nutzung weder andere noch weitergehende Anforderungen
stellt oder die Errichtung oder Änderung der baulichen Anlage nach Absatz 1
verfahrensfrei wäre,

2. die Umnutzung von Räumen im Dachgeschoss eines Wohngebäudes mit nur
einer Wohnung in Aufenthaltsräume, die zu dieser Wohnung gehören,

3. die Umnutzung von Räumen in vorhandenen Wohngebäuden und Wohnungen
in Räume mit Badewanne oder Dusche oder mit Toilette,

4. der Abbruch und die Beseitigung baulicher Anlagen, ausgenommen Hochhäu-
ser, und der im Anhang genannten Teile baulicher Anlagen,

5. die Instandhaltung baulicher Anlagen.
(3) 1Der Abbruch und die Beseitigung eines Hochhauses oder eines nicht im

Anhang genannten Teils einer baulicher Anlage ist genehmigungsfrei, aber der
Bauaufsichtsbehörde vor der Durchführung der Baumaßnahme schriftlich mit
Unterschrift der Bauherrin oder des Bauherrn anzuzeigen. 2Der Anzeige ist die
Bestätigung einer Person im Sinne des § 65 Abs. 4 beizufügen über die Wirk-
samkeit der vorgesehenen Sicherungsmaßnahmen und die Standsicherheit der
baulichen Anlagen, die an die abzubrechenden oder zu beseitigenden baulichen
Anlagen oder Teile baulicher Anlagen angebaut sind oder auf deren Standsicherheit
sich die Baumaßnahme auswirken kann. 3Die Bauaufsichtsbehörde bestätigt der
Bauherrin oder dem Bauherrn den Eingang der Anzeige oder fordert ihn im Fall
einer unvollständigen oder sonst mangelhaften Anzeige zur Vervollständigung der
Anzeige oder zur Behebung des Mangels auf. 4 Ist die Anzeige vervollständigt oder
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der Mangel behoben worden, so teilt die Bauaufsichtsbehörde dies der Bauherrin
oder dem Bauherrn mit. 5Mit den Baumaßnahmen nach Satz 1 darf nicht vor
Ablauf eines Monats begonnen werden, nachdem die Bauaufsichtsbehörde der
Bauherrin oder dem Bauherrn den Eingang der Anzeige nach Satz 3 bestätigt hat
oder die Mitteilung nach Satz 4 erfolgt ist.

§ 61 Genehmigungsfreie öffentliche Baumaßnahmen. (1) Keiner Bau-
genehmigung bedürfen die Errichtung, die Änderung, der Abbruch und die
Beseitigung
1. von Brücken, Durchlässen, Tunneln und Stützmauern sowie von Stauanlagen

und sonstigen Anlagen des Wasserbaus, ausgenommen Gebäude, wenn die
Wasser- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes, die Straßenbau-, Hafen- oder
Wasserwirtschaftsverwaltung des Landes oder eine untere Wasserbehörde die
Entwurfsarbeiten leitet und die Bauarbeiten überwacht,

2. von Betriebsanlagen der Straßenbahnen (§ 4 des Personenbeförderungsgesetzes),
ausgenommen oberirdische Gebäude,

3. von nach anderen Rechtsvorschriften zulassungsbedürftigen Anlagen für die
öffentliche Versorgung mit Elektrizität, Gas, Wärme, Wasser und für die öffent-
liche Beseitigung von Abwässern, ausgenommen Gebäude.

(2) Keiner Baugenehmigung bedürfen
1. Baumaßnahmen innerhalb vorhandener Gebäude, ausgenommen Nutzungs-

änderungen,
2. Änderungen des Äußeren vorhandener Gebäude, wenn sie deren Rauminhalt

nicht vergrößern,
3. Abbrüche baulicher Anlagen,
wenn das Staatliche Baumanagement Niedersachsen, die Klosterkammer Hannover
oder die Bauverwaltung eines Landkreises oder einer Gemeinde die Entwurfs-
arbeiten leitet und die Bauarbeiten überwacht.

§ 621) Sonstige genehmigungsfreie Baumaßnahmen. (1) 1Keiner Bau-
genehmigung bedarf die Errichtung
1. von Wohngebäuden der Gebäudeklassen 1, 2 und 3, auch mit Räumen für freie

Berufe nach § 13 der Baunutzungsverordnung, in Kleinsiedlungsgebieten sowie
in reinen, in allgemeinen und in besonderen Wohngebieten, wenn die Wohn-
gebäude überwiegend Wohnungen enthalten,

2. von sonstigen Gebäuden der Gebäudeklassen 1 und 2 in Gewerbegebieten und
in Industriegebieten,

3. von baulichen Anlagen, die keine Gebäude sind, in Gewerbegebieten und in
Industriegebieten und

4. von Nebengebäuden und Nebenanlagen für Gebäude nach den Nummern 1
und 2,

wenn die in den Nummern 1 bis 3 genannten Baugebiete durch Bebauungsplan
im Sinne des § 30 Abs. 1 oder 2 des Baugesetzbuchs festgesetzt sind und die

1) § 62 Abs. 4 Satz 1 geänd., Satz 5 neu gef. mWv 30.9.2017 durch G v. 25.9.2017 (Nds. GVBl. S. 322);
Abs. 1 Sätze 4 und 5 angef. mWv 30.9.2017 durch G v. 25.9.2017 (Nds. GVBl. S. 338); Abs. 1 Satz 4
abschl. Satzteil geänd. mWv 1.1.2019 durch G v. 12.9.2018 (Nds. GVBl. S. 190).
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